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Drucksache IV/ 2596 


Schriftlicher Bericht 
des Außenhandelsausschusses 
(17. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vor- 
gelegten Vorschlag der Kommission der EWG für 
eine Verordnung des Rats zur Regelung des Handels mit 
einzelnen landwirtsdiaftlichen Verarbeitungserzeugnissen, 
eine Verordnung des Rats mit der Warenliste zur Verordnung 
. . ./64 des Rats zur Regelung des Handels mit einzelnen 
landwirtschaftlichen V erarbeitungserzeugnissen 

— Drucksache IV/2482 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Löhr 


Der vorliegende Vorschlag der EWG-Kommission 
ist am 28. Juli 1964 dem Außenhandelsausschuß 
federführend und dem Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten mitberatend gemäß Ar- 
tikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft überwiesen worden. 

Der Präsident hat den Außenhandels ausschuß ge- 
beten, bis zum 13. Oktober 1964 dem Plenum des 
Bundestages zu berichten. 

Die obenbezeichnete Verordnung soll den Rats- 
beschluß vom 4. April 1962 zur Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe auf bestimmte Waren, die durch 
Verarbeitung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ent- 
stehen, ersetzen. Die Geltungsdauer der Verord- 
nung ist bis zum Ende der Übergangszeit begrenzt 
(siehe Artikel 20 der Verordnung). 

Bei einigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen gibt 
es zum Teil noch erhebliche Unterschiede zwischen 
den Inlandspreisen der Mitgliedstaaten, aber auch 
zwischen diesen gegenüber den Preisen dritter Län- 
der. Die Folge ist, daß die Preise der landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse, die weiterverarbeitet in 
andere Mitgliedstaaten ausgeführt werden, viel- 
fach wesentlich unter den Inlandspreisen liegen. 
Durch diese Preisdisparitäten leidet die verarbei- 


tende Industrie des Einfuhrlandes in ihren Wett- 
bewerbsbedingungen gegenüber der verarbeitenden 
Industrie des Ausfuhrlandes. Außerdem wird hier- 
durch auch in den Einfuhrländern der Absatz land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse an die weiterverarbei- 
tende Industrie zurückgehen. 

Die am 4. April 1962 vom Ministerrat für ver- 
schiedene landwirtschaftliche Verarbeitungserzeug- 
nisse beschlossene Ausgleichsabgabe hat nur zum 
Teil gewirkt und an den Ursachen nichts geändert. 

Aus diesen Gründen soll die neue Verordnung 
eine gemeinschaftliche Regelung des Handels unter 
den Mitgliedstaaten und mit Drittländern schaffen. 

Der mitbeteiligte Ernährungsausschuß und der 
federführende Außenhandelsausschuß haben den 
Vorschlag in ihren Sitzungen am 7./8. Oktober 1964 
beraten und ihm grundsätzlich zugestimmt. 

Beide Ausschüsse waren jedoch einstimmig der 
Auffassung, daß die in der Drucksache IV/2482 auf- 
geführte Warenliste noch einer genauen Überprü- 
fung bedarf, und zwar hinsichtlich einiger Ergänzun- 
gen (z. B. Bier) und eventueller Streichungen. 

Darüber hinaus erwartet der Außenhandelsaus- 
schuß, daß durch die vorgesehene Regelung für die 
Verbraucher keine Preiserhöhungen entstehen und 
der Handel mit Drittländern nicht erschwert wird. 


Bonn, den 7. Oktober 1964 

Dr. Löhr 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission — Drucksache 
IV/2482 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2, die Bundesregierung zu ersuchen, 

bei den weiteren Verhandlungen in Brüssel da- 
für einzutreten, daß die in der Liste aufgeführten 
Waren auf ihre Vollständigkeit überprüft und 
der fortschreitenden Entwicklung des Gemeinsa- 
men Agrarmarktes angepaßt werden. 


Bonn, den 7. Oktober 1964 


Der Außenhandelsausschuß 
Dr. Serres Dr. LÖhr 

Vorsitzender Berichterstatter 
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